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Beschluss 
des Landtages Brandenburg 

 
Ausgestaltung der Task Force für die Abschiebung 
ausreisepflichtiger Straftäterinnen und Straftäter 

 
 
Der Landtag Brandenburg hat in seiner 19. Sitzung am 26. August 2020 zum TOP 6 
folgenden Beschluss gefasst: 
 

„Der Landtag stellt fest: 
 
Brandenburg ist ein weltoffenes und solidarisches Bundesland. Es bietet Ge-
flüchteten auf Grundlage des Grundgesetzes, der Landesverfassung, der euro-
päischen Menschenrechtskonvention und der EU-Grundrechtecharta Schutz 
vor Krieg und Vertreibung und gewährt den Betroffenen notwendige Hilfs- und 
Integrationsleistungen. Für die in Brandenburg lebenden Bürgerinnen und Bür-
ger und für die nach Brandenburg geflüchteten Menschen gelten die auf den 
Grundwerten unserer freiheitlich demokratischen Grundordnung basierenden 
Rechtsstaatsprinzipen.  
 
Sofern Verfahren zu dem Ergebnis führen, dass Geflüchtete und Asylsuchende 
nicht in der Bundesrepublik Deutschland bleiben können und es keinen weite-
ren Grund gibt, der eine Rückkehr ausschließt, müssen entsprechend geltender 
Gesetze diese das Land wieder verlassen. Grundsätzlich sind hierfür entspre-
chend die im Land Brandenburg bestehenden Möglichkeiten der freiwilligen 
Rückkehr vorrangig vor Abschiebungen zu nutzen. Das Land Brandenburg wird 
die bestehenden Möglichkeiten erweitern.  
 
Vollziehbar ausreisepflichtige straffällig gewordene, inhaftierte ausländische 
Personen sowie vollziehbar ausreisepflichtige ausländische Intensivstraftäterin-
nen und Intensivstraftäter müssen das Land Brandenburg und die Bundesre-
publik Deutschland wieder verlassen. Im Sinne eines durchsetzungsfähigen 
Rechtsstaates ist dafür Sorge zu tragen, dass prioritär diese Personengruppen 
konsequent und zügig in die jeweiligen Herkunftsländer zurückgeführt werden. 
 
So werden die kommunalen Ausländerbehörden bei der Rückführung vollzieh-
bar Ausreisepflichtiger mit nachhaltigem Gefährdungspotenzial für die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung unterstützt.  
 
Der Task Force obliegt insbesondere die Aufgabe, im Ergebnis von Einzelfall-
bearbeitungen die Aufenthaltsbeendigung und Rückführung vorgenannter Per-
sonengruppen prioritär vor anderen Rückführungen herbeizuführen. 



Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
1. die Task Force organisatorisch im Sinne einer effektiven, zielgerichteten 

und dauerhaften Zusammenarbeit mit Polizei,- Justiz- und kommunalen 
Ausländerbehörden sowie den Ausländerbehörden anderer Bundeslän-
der zu unterstützen. Die notwendige Einbeziehung des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge sowie der Bundespolizei ist sicherzustellen; 

 
2. dabei für die weitere Ausgestaltung der Task Force im Wesentlichen fol-

gende Tätigkeitsschwerpunkte vorzusehen: 
 

- Gesamtleitung der Verfahren im Rahmen von Einzelfallprüfungen, 
 
- Koordinierung der Zusammenarbeit der bei jeweiligen Einzelfall-

prüfungen beteiligten Behörden insbesondere durch Prüfung des 
Bestehens einer vollziehbaren Ausreisepflicht und von Abschie-
bungsvoraussetzungen, 

 
- Beschaffung von Identitätspapieren in Zusammenarbeit mit dem 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie den jeweiligen 
Botschaften und Konsulaten, 

 
- Einrichtung eines zentralen Haft-Monitorings zum Zweck der früh-

zeitigen Feststellung von Haftentlassungen und Einleitung not-
wendiger Maßnahmen zur Ausreise, 

 
- Beratung und Unterstützung der kommunalen Ausländerbehörden 

bei der Umsetzung des Aufenthaltsrechts, 
 
- Herstellung des Einvernehmens mit den zuständigen Staatsan-

waltschaften hinsichtlich teilweiser Haftaussetzung im Falle der 
Rückführung; 

 
3. dem Ausschuss für Inneres und Kommunales jährlich über die Tätigkeit 

der Task Force zu berichten und eine erste Evaluierung bis zum 
31. Juli 2021 vorzunehmen. Hierbei sollen insbesondere Aussagen zu 
folgenden Punkten getroffen werden: 

 
• Anzahl von Abschiebungen und freiwilligen Ausreisen sowie ge-

troffenen Maßnahmen für eine freiwillige Ausreise, 
 
• Effektivität der räumlichen und administrativen Organisations-

strukturen.“ 
 
 
 
 
Prof. Dr. Ulrike Liedtke 
Die Präsidentin 


